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Vorblatt 


Vierzehntes Rentenanpassungsgesetz 
für die gesetzliche Renten- und Unfallversicherung 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit und 

Sozialordnung) 


A. Problem 

Anpassung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
an die Entwicklung der Löhne und Gehälter. Sie basieren bis- 
her auf den Durdischnittsentgelten der Jahre 1966 bis 1968 und 
sollen durch die Anpassung an die Durchschnittsentgelte der 
Jahre 1967 bis 1969 an gepaßt werden. Die Geldleistungen der 
gesetzlichen Unfallversicherung sollen an die Lohn- und Ge- 
haltsveränderung von 1969 auf 1970 angepaßt werden. 


B. Lösung 

Anhebung der Renten in der gesetzlichen Rentenversicherung 
um 6,3 V. H., in der gesetzlichen Unfallversicherung um 12,7 v. H. 

C. Alternativen 

Keine 

Einstimmiger Ausschußbeschluß 


D. Kosten 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich 1972 folgende Mehr- 
aufwendungen; 

1 559 Millionen DM 
825 Millionen DM 
122 Millionen DM 
290 Millionen DM 

2 796 Millionen DM. 

Von den Mehraufwendungen gehen 122 Millionen DM für die 
knappschaftliche Rentenversicherung und 17 Millionen DM für 
die Unfallversicherung zu Lasten des Bundes. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Vierzehnten Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Vierzehntes Rentenanpassungsgesetz — 14. RAG) 

— Drucksache VI/2199 — 


A. Bericht des Abgeordneten Härzschel 


Der Entwurf des Vierzehnten Rentenanpassungs- 
gesetzes wurde in der 125. Sitzung des Bundes- 
tages am 8. Juni 1971 dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung federführend und dem Haushaltsaus- 
schuß gemäß § 96 GO überwiesen. Der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung hat den Gesetzent- 
wurf in seiner Sitzung am 9. Juni 1971 beraten. 

Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung (§ 49 Abs. 1 und 2 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes, § 71 des Reichsknappschafts- 
gesetzes) sind die Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherungen bei Änderungen der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage durch Gesetz anzupassen. Das 
Vierzehnte Rentenanpassungsgesetz trägt diesen 
Bestimmungen Rechnung. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung von Renten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen aus Versicherungsfällen des Jahres 1971 
beträgt in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten 10 967 Deutsche Mark gegen- 
über 10 318 Deutsche Mark für Renten aus Ver- 
sicherung sfällen des Jahres 1970, in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung 11 083 Deutsche 


Mark im Jahre 1971 gegenüber 10 427 Deutsche 
Mark im Jahre 1970. Die Veränderung der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage von 1969 auf 1970 
beträgt damit 6,3 v. H. Das Vierzehnte Rentenan- 
passungsgesetz sieht vor, die Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, die auf Versiche- 
rungsfällen des Jahres 1970 und früher beruhen, für 
Bezugszeiten ab 1. Januar 1972 um diesen Vom- 
hundertsatz zu erhöhen. 

Nach § 579 der Reichsversicherungsordnung sind 
in der gesetzlichen Unfallversicherung die vom Jah- 
resarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen bei 
Veränderung der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme durch Gesetz anzupassen. Die letzte 
Anpassung zum 1. Januar 1971 hat die Jahres- 
arbeitsverdienste dem Stand der Entwicklung im 
Jahre 1969 angepaßt. Die Veränderung der Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme zwischen 1969 und 1970 
beträgt ohne den auf die seit dem 1. Januar 1970 ein- 
geführte Lohnfortzahlung an Arbeiter enthaltenen 
Anteil 12,7 v. H. Der genannte Anteil ist bei der Ver- 
änderungsrate unberücksichtigt gelassen, weil bei 
der Ermittlung des Jahresarbeitsverdienstes für 
Krankheitszeiten bereits Arbeitsentgelte angesetzt 
werden. Um den erwähnten Vomhundertsatz werden 
die Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversiche- 
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rung nach dem Vierzehnten Rentenanpassungsgesetz 
mit Wirkung vom 1. Januar 1972 an für die Un- 
fälle erhöht, die im Jahre 1969 oder früher einge- 
treten sind. 

Die mit dem Dreizehnten Rentenanpassungsgesetz 
begonnene Anpassung des Pflegegeldes aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung wird fortgesetzt. Die 
Erhöhung beträgt ebenfalls 12,7 v. H. 

Die Mehraufwendungen für die Anpassung der 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, 
der Geldleistungen und des Pflegegeldes aus der 
Unfallversicherung betragen: 

Rentenversicherung 

der Arbeiter 1 559 Millionen DM 

Rentenversicherung 

der Angestellten 825 Millionen DM 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 122 Millionen DM 

Unfallversicherung 

Rentenanpassung 290 Millionen DM 

zusammen ... 2 796 Millionen DM 

Von den Mehraufwendungen gehen 122 Millio- 

nen DM für die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung zu Lasten des Bundes. Von den Mehraufwen- 
dungen der Unfallversicherung gehen 17 Millionen 
DM zu Lasten des Bundes, 5 Millionen DM zu 
Lasten der Länder und 6 Millionen DM zu Lasten 
der Gemeinden. Im übrigen werden die Mehrauf- 
wendungen von den Trägern der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter, der Angestellten und der ge- 
setzlichen Unfallversicherung getragen. 

Während der Beratung des Gesetzentwurfs wurde 
von der Fraktion der CDU/CSU vorgetragen, daß 
der für die Rentenversicherungen vorgeschlagene 
Anpassungssatz von 6,3 v. H. im Hinblick auf den 
Kaufkraftverlust der Deutschen Mark in der letzten 
Zeit unzureichend sei. Die Rentenanpassung habe 
nach dem Willen des Gesetzgebers die Funktion, 
die Rentner an der wirtschaftlichen Entwicklung 
teilhaben zu lassen. Dieses Ziel werde mit dem An- 
passungssatz von 6,3 V. H. nicht erreicht, weil die- 
ser nicht viel mehr als den Kaufkraftverlust aus- 
gleiche. Ferner wurde darauf verwiesen, daß durch 
das starke Ansteigen der Löhne und Gehälter in der 
jüngsten Zeit sich das Verhältnis zwischen den 
Renten und den aktuellen Löhnen und Gehältern 
zuungunsten der Rentner verändert habe. 

Die Regierungsparteien haben demgegenüber dar- 
auf hingewiesen, daß das geltende System der Ren- 
tenanpassung, das bewußt die Renten mit einer be- 
stimmten Verzögerung den Arbeitnehmerentgelten 
folgen läßt und zu dem sich die CDU/CSU aus- 
drücklich bekannt habe, nicht im Rahmen des Vier- 
zehnten Rentenanpassungsgesetzes geändert wer- 
den könne. Der vorgeschlagene Anpassungssatz er- 
gebe sich zwangsläufig aus der vorgegebenen 
Systematik und werde noch maßgeblich von dem 
geringen Lohnzuwachs in den Jahren 1967/1968 be- 
stimmt. Der verhältnismäßig geringe Satz von 
6,3 V. H. stehe zufällig hohen Lohnzuwachsraten in 


den letzten beiden Jahren gegenüber. Im Jahre 1967 
sei es genau umgekehrt gewesen. Man sei auch 
damals im System geblieben und habe gleichwohl 
die danach vorzunehmende Anpassung verwirklicht. 
Die geltende Rentenformel stelle sicher, daß die 
Rentner, wenn auch mit einer gewissen Verzöge- 
rung, uneingeschränkt an der Entwicklung der Ar- 
beitnehmereinkommen teilhaben. So werden sich 
auf die Renten ab 1973 auch die verhältnismäßig 
hohen Lohn- und Gehaltssteigerungen der letzten 
Zeit günstig auswirken. 

Vertreter der CDU/CSU-Fraktion haben auch den 
Vorschlag des Sozialbeirats zur Erörterung gestellt, 
bei den Planungen für den Bundeshaushalt 1972 
vorzusehen, daß die für 1972 beabsichtigte Ab- 
schmelzung der Steigerungsbeträge in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung um ein Jahr ver- 
schoben und die damit verbundene Mehrbelastung 
des Bundeshaushalts in Kauf genommen wird. Die 
Vertreter der Koalitionsfraktionen haben ebenso 
wie die Bundesregierung erklärt, daß diese seiner- 
zeit gemeinsam mit der CDU/CSU-Fraktion be- 
schlossene Abschmelzung der finanziellen Konsoli- 
dierung der Knappschaftsversicherung diene, die 
auch heute noch zu rd. 70 v. H. durch Bundeszu- 
schüsse finanziert werde. 

Darüber hinaus wurden die Gründe für die unter- 
schiedlichen Ergebnisse in den Vorausschätzungen 
der Rentenanpassungsberichte 1970 und 1971 er^ 
örtert. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf, dessen Vor- 
schriften nachstehend näher erläutert werden, ein- 
stimmig beschlossen. 


Besonderer Teil 


ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

Zu §§ 1 bis 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts schließen sich 
ohne wesentliche Änderungen den entsprechenden 
Vorschriften des Dreizehnten Rentenanpassungs- 
gesetzes an. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen und des Pflege- 
geldes aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

Zu §§ 9 bis 11 

Die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geld- 
leistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
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sollen in gleicher Weise angepaßt werden, wie dies 
seit dem Jahre 1957 geschehen ist. Ab 1. Januar 
1972 werden diese Geldleistungen um 12,7 v. H. an- 
gehoben. 

Wie beim Dreizehnten Rentenanpassungsgesetz 
ist auch das Pflegegeld, das anstelle der Sachlei- 
stung der Pflege nach § 558 der Reichsversiche- 
rungsordnung zu gewähren ist, in die Anpassung 
einbezogen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 


Zu §§12 bis 14 

Die Vorschriften dieses Abschnitts entsprechen 
mit Ausnahme des § 13 den Regelungen im Drei- 
zehnten Rentenanpassungsgesetz. In § 13 wurden 
die Kriegsschadensrente und die laufenden Beihil- 
fen nach dem Lastenausgleichsgesetz, die laufenden 
Beihilfen nach dem Häftlingshilfegesetz sowie die 
Leistungen nach dem Reparationsschädengesetz von 
der befristeten Anrechnungsfreiheit ausgenommen, 
weil diese Leistungen künftig ebenfalls vom 1. Ja- 
nuar 1972 an dynamisiert werden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Änderung von Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung 

Zu § 15 

Die Rahmenwerte für ein neu festzusetzendes 
Pflegegeld werden entsprechend dem Anpassungs- 
satz von 12,7 V. H. angehoben. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

Zu §§ 16 und 17 

Die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten die 
Berlin-Klausel und regeln das Inkrafttreten. 

Zu § 17 hat der Ausschuß auf gemeinsamen An- 
trag der Fraktionen hin beschlossen, die Vorschrift 
dahin gehend zu ändern, daß § 15 am 1. Januar 1972 
und die übrigen Vorschriften am Tage nach der Ver- 
kündung des Gesetzes in Kraft treten. Die Ände- 
rung stellt klar, daß ein nach § 558 der Reichsver- 
sicherungsordnung neu festzusetzendes Pflegegeld 
frühestens vom 1. Januar 1972 an nach den erhöh- 
ten Werten bemessen wird. 


Bonn, den 11. Juni 1971 


Härzschel 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. nach Kenntnisnahme des Berichts der Bundes- 
regierung über die gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, insbesondere über deren Finanzlage in 
den künftigen 15 Kalenderjahren (Rentenanpas- 
sungsbericht 1971) und des Gutachtens des So- 
zialbeirats zu den langfristigen Vorausberech- 
nungen sowie zu den Rentenanpassungen 1972 
— Drucksache VI/2040 — den Gesetzentwurf 
— ' Drucksache 'VI/2199 — mit der Maßgabe, daß 
§ 17 folgende Fassung erhält: 


„§ 17 

Die Vorschrift des § 15 tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 1972, die übrigen Vorschriften 
treten am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.“, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf — Drucksache 
VI/2199 — eingegangenen Petitionen und Ein- 
gaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Härzschel 

Berichterstatter 
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